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KANZLEIDOEHMER 

In dem Rechtsstreit 

1) der Kerctin Schmidt, Dotfstraße 15, 18059 Papendorf 

- Klägerin und Berufungsbeklagte - 

2) des Dr. Uwe Schrader, Unter den Wellewänden 254, 39387 Wulferstedt 

- Kläiger und Berufungsbeklagter - 

- PrazessbevolImächtigte: zu I) und 2) Rechtsanwälte Kropf & Rehberger, 

Hindenburgstraße 59, 661 19 Saarbrücken - 

Jörg Bergstedt, LudwigstraBe I 1, 35447 Reiskirchen-Saasen 

- Beklagter und Berufungsklager - 

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwalte Dohrner und Steinbach, Bleich- 

straße 34,35390 Gießen - 
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Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vorn 7.12.2011 (1 

BvR 2678/10) - abweichend von der Bewertung des Senats in seiner Aus- 

gangsentscheidung - in Bezug auf die nachfolgenden Äußerungen, 

- die Kläger gehrjrten einer Seilschaft fUr Fördermittelveruntreuung 

an, 

die Kläger beabsichtigten, in Üplingen ein neues EI Dorado für  

Geldwasche entstehen zu lassen, 
- das AgroBiciTechnikum, deren GeschilftsfUhrerin die Klagerin zu 

1) sei, diene vor allem ,,der Propaganda und der Veruntreuung 

großer Mengen von Steuergeldern", 

- die BioTechFarm in Üplingen, deren Geschäfisführerin ebenfalls 

die Klagerin zu I) sei, sei „wichtig zur Wasche von Steuergeldern 

in einem unübersichtlichen Gewirr von Firmen," 

einen Tatsachenkern des Inhalts gesehen, die Mimlerlangung oder - 
verwendung durch die Kläger sei in irgendeiner Weise rechtswidrig oder straf- 

bar. 

Der Wahrheitsgehalt dieses Tatsachenkerns fällt bei der verfassungsrechtlich 

gebotenen Abwkigung zwischen dem allgemeinen Pers6nlichkeitsrecht und der 

Meinungsäußerungsfreiheit ins Gewicht. Hierbei trifft runachst den Beklagten 

eine Darlegungslast: Er muss sich zu der Berechtigung seiner VotwIlrfe naher 

erklären und Belegtatsachen für seine Behauptungen angeben (vgl. BVetfG, 

Beschl. V. 10.1 I .I998 - I BvR 1531/96 - NJW 1999, 1322). Insoweit fehlt es 

bislang allerdings teilweise bereits an hinreichend substantiiertem Vorbringen 

des Beklagten, teilweise an geeigneten Anknüpfungstatsachen und Belegen, 

die entsprechende Feststellungen durch den Senat ermöglichen kännten. Dies 

gilt auch für das Vorbringen des Beklagten in seinem Schriftsatz vom 19.4.2010 

(BI. 193 ff. d.A.1. Der Senat teilt nicht die Ansicht des Beklagten, schon aus sei- 

ner Broschüre ,,Organisierte Unverantwortlichkeit" selbst und den dort genann- 

ten Quellen ergaben sich Belege fUr die Richtigkeit seiner VorwQtfe. 
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Dem Beklagten wird Gelegenheit gegeben, binnen vier Wochen ergänzend 

vorzutragen und Beweis anzutreten. 00; 

Mit Blick auf die von dem Beklagten in seinem Schriftsatz vom 19.4.2010 ge- 

nannten Anlagen aus einem Strafverfahren vor dem Landgericht Gießen macht 

der Senat darauf aufmerksam, dass eine Bezugnahme auf in anderen Verfah- 

ren - insbesondere Strafverfahren anderer Gerichte - aufgestellte Behauptun- 

gen oder Beweisantritte grundsätzlich nicht zulässig ist (vgl. BGH, NJW 1995, 

1841). Der Senat hält die konkrete Bezugnahme schon deshalb nicht fUr an- 

gemessen (§ 137 Abs. 3 ZPO), weil sie weder eine Vorprufung der Beweiser- 

heblichkeit noch der Beweistauglichkeit der dort genannten Anlagen ermöglicht. 
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5, Zivilsenat 

gez. Prof. Dr. Rixecker Dr. Müller Dr. Eckstein-Puhl 

als Urku 


